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tungen zur Übernahme kommunalvertraglicher Verpflichtun­
gen wird um so größer sein, je sichtbarer der Nutzen für ihre 
Kollektive ist. Deshalb ist es auch erforderlich, in den Fällen, 
in denen nicht bestimmte materielle Leistungen erbracht, son­
dern nur finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden, 
den Verwendungszweck für diese Mittel konkret zu verein­
baren. Eine globale Zuführung finanzieller Mittel der Wirt­
schaftseinheiten und Einrichtungen an die Haushalte örtlicher 
Räte ist daher nicht zulässig.6 1

Die Partner von Kommunalverträgen

Die Kommunalverträge werden auf seiten der örtlichen 
Staatsorgane, wie in § 4 Abs. 1 GöV ausdrücklich festgelegt, 
von den Räten abgeschlossen. Diese Regelung steht im Zusam­
menhang mit § 81 GöV, in'dem bestimmt wird, daß die Räte 
juristische Person sind und damit über die vermögensrecht­
liche Selbständigkeit verfügen, um am Rechtsverkehr teil­
nehmen zu können. Auf seiten der Wirtschaftseinheiten sind 
die Kombinate, Betriebe und Genossenschaften rechtsfähig 
(§§3 Abs. 4, 6 Abs. 2, 31 Abs. 2 KombinatsVO; §9 LPG-G); 
ebenso die Einrichtungen, denen die. Rechtsfähigkeit verlie­
hen wurde. Die Betriebsteile besitzen hingegen keine Rechts­
fähigkeit. Der Abschluß von Kommunalverträgen, die nur von 
einem bestimmten Betriebsteil zu erfüllen sind, ist durch den

Leiter des Betriebsteils im Namen des Kombinats oder des 
Betriebes möglich (vgl. § 30 Abs. 5 KombinatsVO).

Neben der Zusammenarbeit mit den in der Stadt und Ge­
meinde ansässigen Wirtschaftseinheiten und Einrichtungen 
besteht teilweise auch das Bedürfnis zur Zusammenarbeit über 
Stadt- und Gemeindegrenzen hinweg. Das ist beispielsweise 
der Fall, wenn große Teile der Belegschaft eines Betriebes 
in einer anderen Stadt oder Gemeinde wohnen als derjenigen, 
in der der Betrieb seinen Sitz hat. Dabei liegt es sowohl im 
Interesse der Wohngemeinde bzw. der betreffenden Stadt als 
auch der Belegschaft, wenn der Betrieb mit den Räten dieser 
Städte und' Gemeinden zusammenarbeitet und darüber auch 
Kommunalyerträge abschließt. Gleiches gilt für die Gestal­
tung von Naherholungsgebieten. Auch hier ist es legitim, daß 
die Betriebe mit den Räten der Städte und Gemeinden, in 
denen Naherholungsmöglichkeiten für ihre Werktätigen ge­
schaffen und erhalten werden, Kommunalverträge abschlie­
ßen und auf dieser Grundlage einen Beitrag zur-Entwicklung 
in diesen Territorien leisten.

6 Dies war früher auch ausdrücklich geregelt in Abschn. I ZÜf. S 
Abs. 2 der Richtlinie für die Planung und Finanzierung gemein­
samer Maßnahmen zwischen den Räten der Städte und Gemeinden 
und den Betrieben und Kombinaten für die Entwicklung sozia­
listischer Arbeits- und Lebensbedingungen im Territorium — ge­
meinsame Maßnahmen im Territorium — Anlage zum Ministerrats­
beschluß vom 8. Juli 1970 (GBl. П Nr. 64 S. 463), der durch Ziff. 1 
der Anlage 2 der AnpassungsVO zum GöV außer Kraft gesetzt 
wurde.
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Das Strafbefehlsverfahren wurde in der VR Polen mit dem 
Gesetz vom 10. Mai 1985 (GBl. Nr. 23, Position 101) erneut als 
eine besondere Verfahrensart in das Strafverfahrensrecht 
eingeführt. Die Geltungsdauer dieses Gesetzes ist auf drei 
Jahre begrenzt, um in dieser Zeit zu prüfen, ob es sich in der 
Praxis bewährt. Das Strafbefehlsverfahren wurde mit dem 
Ziel wiedereingeführt, zum Schutz der Volkswirtschaft und 
der Interessen der Bürger sowie zur Festigung von öffent­
licher Ordnung und Sicherheit beizutragen, indem es bessere 
Bedingungen für -eine beschleunigte und rationelle Durch­
führung von Verfahren schafft.

Gesetzliche Voraussetzungen des Strafbefehlsverfahrens

Das polnische Strafbefehlsverfahren stellt eine Ausnahme von 
dem strafprozessualen Grundsatz dar, daß die Entscheidung 
über die Schuld des Täters und die Verhängung einer Strafe, 
die Durchführung einer mündlichen, öffentlichen Hauptver­
handlung voraussetzt. Der Anwendungsbereich dieser Ver­
fahrensart ist begrenzt auf Straftaten, die durch das Kreis­
gericht in dem vereinfachten Verfahren (ähnlich dem be­
schleunigten Verfahren nach §§ 257 ff. StPO der DDR) ent­
schieden werden können. Das polnische vereinfachte Verfah­
ren enthält für die besonderen Verfahrensarten einen Kom­
plex von Vorschriften (Art 418 bis 431 StPO), die von den 
allgemeinen Bestimmungen über das Ermittlungs- und Ge­
richtsverfahren abweichen. So können z. B. Prozeßfristen ge­
kürzt werden, die Anklageschrift kann auf das Rubrum und 
die Anklageformel beschränkt werden und statt des Staats­
anwalts können auch Vertreter anderer staatlicher Organe 
als öffentliche Ankläger mitwirken. Im Strafbefehlsverfahren 
trifft der Richter allein die Entscheidungen.

Gegenstand des Strafbefehlsverfahrens sind Strafsachen, 
bei denen die gesetzlichen Voraussetzungen für die Anwen­
dung einer Geldstrafe in Höhe von 20 000 bis 500 000 Zloty 
(Art. 36 StGB) oder einer Freiheitsbeschränkungsstrafe vor­
liegen. Eine Freiheitsstrafe darf im polnischen Strafbefehls­
verfahren nicht ausgesprochen werden.

Die Strafe der Freiheitsbeschränkung kann in drei For­
men verhängt werden:

Г. Gemeinnützige Arbeit unter Aufsicht zwischen 20 und 
50 Stunden monatlich (Art. 34 § 1 StGB).

2. Abzug von 10 bis 25 Prozent der Arbeitsvergütung 
(Art. 34 § 2 StGB).

3. Zuweisung einer Arbeit in einem Betrieb und teilweiser 
Abzug der Arbeitsvergütung (Art. 34 § 3 StGB).

Die Freiheitsbeschränkungsstrafe kann für eine Dauer von 
„ drei Monaten bis zu zwei Jahren verhängt werden. Während 

dieser Zeit darf der Verurteilte seinen ständigen Wohnsitz 
nicht ohne Einwilligung des Gerichts wechseln und auch keine 
Funktionen in gesellschaftlichen Organisationen äusüben.

Er hat dem Gericht Auskünfte über den Verlauf der Straf­
verbüßung zu erteilen.

Der Verurteilte kann auch verpflichtet werden, den durch 
die Straftat angerichteten Schaden wiedergutzumachen und/ 
oder sich bei dem Geschädigten zu entschuldigen. Kommt der 
Verurteilte den sich aus der verhängten Strafe ergebenden 
Pflichten nicht nach, so kann das Gericht gemäß Art. 84 § 2 
StGB die Strafe in eine Geldstrafe umwandeln (10 000 bis 
30 000 Zloty anstelle eines Monats Freiheitsbeschränkungs­
strafe).
- Das Strafbefehlsverfahren ist auch zulässig bei Strafta­
ten, die zwar ausschließlich mit Freiheitsstrafe bedroht sind, 
bei denen aber wegen außergewöhnlicher Strafmilderung 
(Art. 54 oder 57 StGB) eine Geld- oder Freiheitsbeschrän­
kungsstrafe anzuwenden ist.

Auch Zusatzstrafen können im Strafbefehlsverfahren aus­
gesprochen werden. Zu den wichtigsten gehören: das Verbot, 
bestimmte Funktionen zu bekleiden, einen bestimmten Beruf 
oder eine bestimmte Tätigkeit auszuüben; der Entzug einer 
Fahrerlaubnis; die Einziehung von Gegenständen; die öffent­
liche Bekanntmachung der Verurteilung. Der Strafbefehl 
kann unter bestimmten Bedingungen auch auf eine Zusatz­
strafe begrenzt werden.

Die Durchführung des Strafbefehlsverfahrens setzt des 
weiteren voraus, daß die im Ergebnis des Ermittlungsverfah­
rens erbrachten Beweise keine Zweifel bei der Feststellung 
des Sachverhalts der Straftat und der Schuld des Täters her- 
vorrufen. Wie nach der Rechtsprechung der DDRl sind auch 
im polnischen Strafbefehlsverfahren an das Ermittlungser­
gebnis keine geringeren Anforderungen zu stellen als in den­
jenigen Verfahren, in denen eine Hauptverhandlun^ durch­
geführt wird.2

Unzulässig ist das Strafbefehlsverfahren gegen Minder­
jährige und gegen Täter, denen in einer Strafsache die Frei­
heit entzogen wurde oder bei denen es begründete Zweifel 
an ihrer Zurechnungsfähigkeit gibt, sowie bei Straftaten des 
Rowdytums und bei Straftaten, die Gegenstand der Privat­
klage sein können.

1 Vgl. z. B. BG Leipzig, Urteil. des Präsidiums vom 1. Februar 1980 
- BSK 1/80 - <NJ 1980, Heft 7, S. 333).

2 Vgl. J. Bafla, „Das Strafbefehlsverfahren Im polnischen Strafpro­
zeß“, Nowe Prawo 1965, Nr. 12, S. 1373 (poln.).


